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(Nr. 13419.) Geſetz über die Gleichſtellung der Leiter und Lehrer an den nichtſtaatlichen öffentlichen 
höheren Schulen mit den Leitern und Lehrern an den ſtaatlichen höheren Schulen 
(Studienrats⸗Gleichſtellungs⸗Geſetz — StG. —). Vom 20. Mai 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 


Gleichſtellung mit den unmittelbaren Staatsbeamten. 
(1) Die jeweiligen geſetzlichen Beſtimmungen und allgemeinen Anordnungen der Ver⸗ 
waltungschefs über 
a) Grundgehalt, Grundvergütung, Ortszuſchlag (Wohnungsgeldzuſchuß, Anrechnung für 
Dienſtwohnungen), Frauenbeihilfe, Kinderbeihilfe, Kinderzulage, Ausgleichszuſchlag, 
Sonderzuſchläge, Beſatzungszulage, Zulagen, Aufwandsentſchädigungen, Sonderver⸗ 
gütungen, Nebenbezüge, Vorſchüſſe, Notſtandsbeihilfen, 

b) Feſtſetzung von Vergütungs⸗, Anwärter⸗, Beſoldungs⸗ und Aufrückedienſtalter, 

c) Vergütung für Hilfsunterricht, 

d) Entſchädigung bei Anſtellungen und Verſetzungen und bei Dienſtreiſen, 

e) Freiſtellung von Verſicherungspflichten, 

f) Anrechnung von Privatſchuldienſtzeit und von Kriegsdienſtzeit, 

g) Hinterbliebenenverſorgung, 

h) Bezüge der Altruhegehaltsempfänger 
finden, ſoweit ſie für die Leiter und Lehrer an ſtaatlichen höheren Schulen gelten, auch auf die 
Leiter und Lehrer an nichtſtaatlichen öffentlichen höheren Schulen Anwendung. 

(2) Es iſt indes bei Berufung in planmäßige Stellen an nichtſtaatlichen öffentlichen höheren 
Schulen zuläſſig, die Bewilligung einer Entſchädigung (Abſ. 1 lit. d) an den Vorbehalt zu knüpfen, 
daß der Leiter oder Lehrer zur anteiligen Rückzahlung verpflichtet ſein ſoll, wenn er weniger als 
eine beſtimmte Zeit, die fünf Jahre nicht überſteigen darf, im Schuldienſt des Unterhaltsträgers 
verbleibt. Dieſe Rückzahlungspflicht darf für den im § 3 Abſ. 1 Satz 2 vorgeſehenen Fall und 
für den Fall der Übernahme in den ſtaatlichen Schulaufſichtsdienſt nicht ausbedungen werden. 


8 2. 
Rechtsweg. 

(1) Auf die Leiter und Lehrer an nichtſtaatlichen öffentlichen höheren Schulen finden die 
Beſtimmungen des erſten Abſchnitts des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtswegs, vom 
24. Mai 1861 (Geſetzſamml. S. 241) mit folgender Maßgabe Anwendung: 

1. Im $ 2 des genannten Geſetzes tritt an die Stelle des Verwaltungschefs der 
Präſident des zuſtändigen Provinzialſchulkollegiums; 
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2. die Klage ift gegen den Unterhaltsträger der nichtſtaatlichen öffentlichen höheren 
Schule zu richten; 

3. bei der richterlichen Beurteilung ſind die Feſtſetzungen der Schulaufſichtsbehörde über 
die im $ 1 dieſes Geſetzes aufgeführten Bezüge zugrunde zu legen; 

4. der Präſident des Provinzialſchulkollegiums iſt befugt, bis zur Erledigung des 
Rechtsſtreits die vorſchußweiſe Zahlung der Dienſtbezüge anzuordnen. 


(2) Auf die Hinterbliebenenfürſorge der Leiter und Lehrer an nichtſtaatlichen öffentlichen 
höheren Schulen ſind die Beſtimmungen des Artikels IV des Geſetzes vom 25. April 1896 
(Geſetzſamml. S. 87) entſprechend anwendbar. 


3 8. 
Stellenbeſetzung. 
(1) Die Unterhaltsträger der nichtſtaatlichen öffentlichen höheren Schulen find gehalten, 


in Planſtellen für akademiſch gebildete Lehrer, die nicht mit Studienräten beſetzt werden, Anwärter 
aus den zur Anſtellung heranſtehenden Jahrgängen, wenigſtens zwei, der Anwärterliſte zu wählen. 


(2) Das Geſetz über die Unterbringung von mittelbaren Staatsbeamten und Lehrperſonen 
(Unterbringungsgeſetz) vom 30. März 1920 (Geſetzſamml. S. 63) und das Geſetz über die Unter⸗ 
bringung der Lehrerbildner vom 30. Januar 1926 (Geſetzſamml. S. 41) bleiben unberührt. 


84. 
Begriffsbeſtimmungen. 

(1) Öffentlich höhere Schulen im Sinne dieſes Geſetzes find Schulen, die als ſolche von der 
Schulaufſichtsbehörde anerkannt ſind. 

(2) Unter der Bezeichnung „höhere Schule“ iſt in dieſem Geſetze nur die allgemeinbildende 
Schule zu verſtehen. 

(3) Unter der Bezeichnung „Leiter“ und „Lehrer“ ſind in dieſem Geſetz auch die Leiterinnen 
und Lehrerinnen, unter der Bezeichnung „Lehrer“ auch die nicht planmäßig angeſtellten Lehrer 
zu verſtehen. 


§ 5. 
Bisheriges Recht. 
Das Geſetz über das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer an nichtſtaatlichen höheren 
Lehranſtalten vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 23) wird aufgehoben. 
8 6. 
Ausführung. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden die Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung und der Finanzen beauftragt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 20. Mai 1929. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Becker. Höpker Aſchoff. 


— 
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(Nr. 13420.) Geſetz zur Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz. 
Vom 27. Mai 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 
Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz in Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 14. Mai 1927 (Geſetzſamml. S. 63) und des Geſetzes über die Aufhebung der 


Brückengelder für Kraftfahrzeuge vom 29. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 295) wird wie folgt 
geändert: 


1. Im 8 10 a werden die Zahlen „94“ in „70 vom Hundert“ und „4“ in „30 vom Hundert“ 
geändert. 
2% mn 
a) wird in Abſ. 1 zwiſchen dem letzten und dem vorletzten Satz folgender Satz ein⸗ 
geſchaltet: 
Für das Rechnungsjahr 1929 ſind die bis zum 31. März 1929 erfolgten Ein⸗ 
und Ausgemeindungen zu berückſichtigen. 
b) wird im Abſ. 2 als letzter Satz folgender Satz angefügt: 
Für die Berechnung des Kopfbetrags für das Rechnungsjahr 1929 iſt die orts⸗ 
anweſende Bevölkerung (unter Hinzurechnung der vorübergehend Abweſenden 
und unter Abrechnung der vorübergehend Anweſenden) nach der Volkszählung 
des Jahres 1925 unter Berückſichtigung der bis zum 31. März 1929 erfolgten 
Ein⸗ und Ausgemeindungen nach Abzug der Militärperſonen zugrunde zu legen. 
e) werden im Abſ. 3 eingefügt hinter die Worte „der bis zum 31. März 1928“ die 
Worte „für das Rechnungsjahr 1929 unter Berückſichtigung der bis zum 31. März 
1929” und hinter die Worte „beziehungsweiſe 1928“ die Worte „und 1929”; 
d) wird dem Abſ. 4 folgender Satz angefügt: 
Die Anträge nach Abſ. 1 und 3 müſſen für das Rechnungsjahr 1929 bis zum 
1. Juni 1929 geſtellt ſein, die Anträge nach Abſ. 1 jedoch nur inſoweit, als 
ſie nicht bereits für 1926 oder 1927 und 1928 rechtzeitig geſtellt worden ſind. 
e) wird im Abſ. 5 hinter die Worte „und das Rechnungsjahr 1928“ eingefügt „ſowie 
das Rechnungsjahr 1929“. 


3. § 11 a Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 
Wenn die Anträge für die Rechnungsjahre 1927 und 1928 nicht rechtzeitig geſtellt 
worden ſind, können ſie für das Rechnungsjahr 1929 bis zum 1. Juni 1929 geſtellt 
werden. 
4. Im 8 12 werden an beiden Stellen hinter die Worte „beziehungsweiſe 1928“ eingefügt die 
Worte „oder 1929“. 


5. Im $ 14 Abf. 1 werden hinter die Worte „zum 31. März 1928“ hinter einem Komma 
eingefügt die Worte „für das Rechnungsjahr 1929 die bis zum 31. März 1929“. 

6. Im 8 16 Abſ. 2 wird als letzter Satz angefügt: 
Dieſe Vorſchrift findet für das Rechnungsjahr 1929 mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß der Antrag bis zum 1. Januar 1930 zu ſtellen iſt. 

7. § 19 Abſ. 1 erhält folgenden Satz 4: 
Für die Landkreiſe des früheren Freiſtaats Waldeck werden als Anteil an den 
Dotationen für das Rechnungsjahr 1919 die Beträge zugrunde gelegt, die ſich 
aus der Vervielfältigung ihrer Einwohnerzahl nach dem endgültigen Ergebniſſe der 
Volkszählung vom 8. Oktober 1919 mit dem Durchſchnittskopfbetrage der den 
Landkreiſen des Regierungsbezirks Kaſſel im Rechnungsjahre 1919 zugefloſſenen 
Dotationen ergeben. 
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8. Im § 25 Satz 2 werden die Worte „das Dreifache der Bevölkerungszahl berückſichtigt“ 
erſetzt durch die Worte „das Vierfache, für die Provinz Oſtpreußen das Doppelte der 
Bevölkerungszahl berückſichtigt“. 

9. § 27 Abſ. 1 letzter Halbſatz erhält folgende Faſſung: 

jedoch erhalten die Provinz Oſtpreußen und die Stadtgemeinde Berlin aus dem 
Anteile der Provinzen an der Kraftfahrzeugſteuer vorweg einen Sonderbetrag in 
Höhe von je 2 Millionen Reichsmark zugewieſen. 
10. Im $ 39 werden 
a) in Satz 2 hinter die Worte „nach dem Stande vom 1. September 1925“ nach einem 
Komma eingefügt die Worte „für das Rechnungsjahr 1929 nach dem Stande vom 
1. September 1928“, 
b) hinter den jetzigen Satz 3 folgender Satz eingefügt: 
Für das Rechnungsjahr 1929 muß der Antrag bis zum 1. Juli 1929 bei der 
Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz geſtellt worden ſein. f 
11. Im $ 41 Abſ. 3 wird zwiſchen Satz 1 und Satz 2 folgender Satz eingefügt: 
Die für das Rechnungsjahr 1928 nach dem Stande des 31. März 1929 einſchließlich 
vom Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamte feſtgeſtellten Rechnungsanteile und 
Schlüſſelzahlen werden nicht mehr abgeändert. 
12. Im 8 59 wird die Zahl „1929“ durch die Zahl „1930“ erſetzt. 


Artikel II. 

(1) Das Geſetz über den Sonderfinanzausgleich zugunſten preußiſcher Randgemeinden 
(kreiſe) in der Nachbarſchaft von Stadtſtaaten vom 8. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 135) findet 
für das Rechnungsjahr 1929 in entſprechender Weiſe Anwendung wie für das Rechnungsjahr 1928. 

(2) § 28 Abſ. 2 des Geſetzes über die weitere Neuregelung der kommunalen Grenzen im 
weſtfäliſchen Induſtriebezirke vom 22. März 1928 (Geſetzſamml. S. 17) findet auch für das 
Rechnungsjahr 1929 Anwendung. 


* ——-—» 
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Artikel III. 
(1) Das Geſetz tritt am 1. April 1929 in Kraft. 
(2) Wo in Geſetzen und Verordnungen auf das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetze Bezug genommen iſt, tritt an Stelle des Geſetzes in der alten Faſſung das Geſetz 
in der neuen Faſſung. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Gleichzeitig wird auf Grund des Artikels 2 $ 13 Abſ. 2 Satz 1 des zwiſchen Preußen und 
Waldeck über die Vereinigung Waldecks mit Preußen am 23. März 1928 abgeſchloſſenen Staats⸗ 
vertrags in Verbindung mit $ 2 des Geſetzes über die Vereinigung des Freiſtaats Waldeck mit 
dem Freiſtaate Preußen vom 25. Juli 1928 (Geſetzſamml. S. 179) das Preußiſche Ausführungs⸗ 
geſetz zum Finanzausgleichsgeſetz in Faſſung der Bekanntmachung vom 14. Mai 1927 (Geſetzſamml. 
S. 63) und des Artikels II des Geſetzes über die Aufhebung der Brückengelder für Kraftfahrzeuge 
vom 29. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 295) ſowie dieſes Geſetzes mit Wirkung vom 1. April 
1929 ab im Gebiete des ehemaligen Freiſtaats Waldeck in Kraft geſetzt. 


Berlin, den 27. Mai 1929. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Finanzminiſter: 
Braun. Becker. Grzeſinski. 
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